
 
Antrag  
der Fraktion der SPD  
betreffend einstimmigen Beschluss der Konferenz der Arbeits- und 
Sozialminister zur Neuorganisation des SGB II umsetzen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich weiterhin für die 

Umsetzung des einstimmigen Beschlusses der Konferenz der Arbeits- 
und Sozialminister vom 14. Juli 2008 einzusetzen. 

 
2. Der Landtag bekräftigt, dass eine Grundgesetzänderung die einzige 

Möglichkeit ist, die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung von Bun-
desagentur für Arbeit und Kommunen im SGB II Bereich sicherzu-
stellen. 

 
3. Der Landtag fordert weiterhin sicherzustellen, dass auch der Fortbe-

stand der bestehenden Optionskommunen im Zuge der Verfassungs-
änderung garantiert wird. 

 
4. Der Landtag erklärt, dass die zwischen dem Bundesministerium für 

Arbeit und Sozialordnung sowie den Ministerpräsidenten Rüttgers 
und Beck im Auftrag der Konferenz der Arbeits- und Sozialminister 
erzielte sachliche Übereinkunft zur künftigen Neugestaltung der Or-
ganisation der Hilfen nach dem SGB II eine gute Grundlage für die 
künftige Arbeit darstellt. 

 
 
Begründung:  

Erfolgt mündlich. 
 
Wiesbaden, 24. Februar 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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 24. 02. 2009 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


